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In der globalisierten Welt können politische Konzepte,
die auf Abschottung und Abgrenzung setzen, die 
sozialen und ökonomischen Probleme unserer Gesell-

schaft nicht lösen. Es kommt darauf an, dass die politi-
schen Parteien überzeugende Konzepte zur Bewältigung
heutiger und bereits absehbarer Herausforderungen 
anbieten: Konzepte, die keine Bevölkerungsgruppen 
ausgrenzen und als Sündenböcke für gesellschaftliche
Fehlentwicklungen benötigen oder die Verantwortung 
für mangelndes Handeln auf imaginäre internationale
Strukturen schieben. Wir sind der festen Überzeugung,
dass eine demokratische Gesellschaft nachhaltigen
Schaden leidet, wenn Politiker oder Parteien Ressenti-
ments gegenüber Minderheiten schüren. 

Es geht darum, die Vielfalt der Gesellschaft anzu-
erkennen. Eine weltoffene, demokratische und 
plurale Gesellschaft muss sich den Chancen und

Herausforderungen von Einwanderung stellen und die
Innovationspotentiale von Migranten und Flüchtlingen 
als etwas Positives begreifen.

F ragen nach der Bekämpfung von Rassismus und der
sozialen Ausgrenzung, nach dem Schutz von Flücht-
lingen sowie zur Einhaltung der Menschenrechte 

und der Schaffung gleicher Teilhabechancen für alle sind
für uns von besonderer Bedeutung. Deshalb treten wir an
die im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien heran
und fragen sie nach Positionen und Vorhaben, die sie nach
der Bundestagswahl verwirklichen wollen.

3

Herausgeber:

Förderverein PRO ASYL e.V.
Interkultureller Rat in Deutschland e.V.
Deutscher Gewerkschaftsbund – Bundesvorstand 
– Referat Migrationspolitik

Bestelladresse: 

Förderverein PRO ASYL e.V.
Postfach 160624 · 60069 Frankfurt/M.
Tel.: 069/23 06 88 · Fax: 069/23 06 50
Internet: www.proasyl.de
E-Mail: proasyl@proasyl.de

Inhalt

1. Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 4

2. Antidiskriminierungsgesetz 6

3. Ablehnung von Muslimen 8

4. Bleiberecht für langjährig Geduldete 9

5. Flüchtlingsschutz 10

6. Abschiebungspolitik 12

7. Irregulärer Aufenthalt 13

8. Integration 14

9. Einwanderung gestalten 16

10. Erweiterung der Europäischen Union 17



� Werden Sie auf der Bundesebene Programme zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus in Schwerpunkt-
regionen finanziell unterstützen und sollten diese von 
regionalen, gemeinsam mit der Zivilgesellschaft organi-
sierten Bündnissen begleitet werden?

� Werden Sie die seit der UN-Weltrassismuskonferenz
2001 bestehende Zusage einlösen, einen »Nationalen
Aktionsplan gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus«
zu entwickeln? Welche Handlungsfelder sollten einbe-
zogen und wie soll die Zusammenarbeit mit den Organi-
sationen der Zivilgesellschaft bei der Erarbeitung ge-
währleistet werden?

� Sehen Sie die Notwendigkeit für eine Verbreiterung 
der Maßnahmen in Behörden und Verwaltungen, um
Ressentiments gegenüber Minderheiten abzubauen? 

� Sind Sie der Auffassung, dass auf der Bundesebene 
der Dialog zwischen den Organisationen der Zivilgesell-
schaft auf der einen und der Bundesregierung und dem
Parlament auf der anderen Seite geführt und institutio-
nell abgesichert werden muss? Wie sehen Sie in diesem
Zusammenhang das bereits bestehende Forum gegen
Rassismus, das 1997 eingerichtet wurde?
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1. Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus

Fremdenfeindliche, rassistische, antisemitische und 
islamophobe Orientierungen sind nicht länger nur an den
Rändern unserer Gesellschaft zu finden, sondern reichen
bis weit in die politische Mitte. In diesem gesellschaftlichen
Klima nimmt die Zahl rassistisch und fremdenfeindlich 
motivierter Straftaten seit Jahren kontinuierlich zu. 

Was wird Ihre Partei tun, um Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus entgegenzuwirken?

� Sind Sie der Auffassung, dass rassistisch motivierte
Handlungen ausreichend strafbewehrt sind? 

� Werden Sie sich für eine gemeinsame europäische 
Definition von rassistischen Straftaten einsetzen und den
vorgeschlagenen EU-Rahmenbeschluss zur Bekämpfung
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit unterstützen?

� Werden Sie bestehende Förderprogramme für zivil-
gesellschaftliches Engagement gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus weiterentwickeln und ausbauen?
Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Rolle
der politischen Bildung?
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� Werden Sie im Zuge einer umfassenden Normen-
bereinigung alle geltenden Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften dahingehend überprüfen, ob sie den 
Gleichbehandlungsgrundsatz beachten?

� Wie soll die in den Richtlinien des Europäischen Rates
geforderte unabhängige Aufgabenerledigung durch die
neu einzurichtende Antidiskriminierungsstelle gewähr-
leistet werden?

� Halten Sie zur Unterstützung der Betroffenen bundes-
finanzierte niederschwellige Beratungs- und Unter-
stützungsangebote für erforderlich?

� Welche weiteren Initiativen (z.B. Aufklärungs- und 
Informationskampagnen) wird eine von Ihrer Partei mit-
getragene Bundesregierung entwickeln, um Diskrimi-
nierungen wirksam entgegenzutreten?
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2. Antidiskriminierungsgesetz
Diskriminierungen gehören noch immer zu den Alltags-
erfahrungen von Flüchtlingen und Migranten. Im Arbeits-
leben, auf dem Wohnungsmarkt und in vielen anderen 
Lebensbereichen werden sie abgelehnt, zurückgewiesen
oder übergangen. Eine Gesellschaft, die auf humanitären
Grundsätzen und den Menschenrechten beruht, darf die
Benachteiligung von Personen aufgrund ihrer Herkunft, 
ihrer Hautfarbe oder anderer Merkmale nicht hinnehmen.
Sie schadet sich selbst, wenn sie zulässt, dass Menschen
und ihre Fähigkeiten und Potentiale ausgegrenzt werden.
Um Diskriminierung wirkungsvoll bekämpfen zu können, 
haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ent-
sprechende Antidiskriminierungsrichtlinien verabschiedet.
Anders als andere Staaten der Europäischen Union hat
Deutschland bislang noch kein umfassendes Antidiskrimi-
nierungsgesetz verabschiedet, mit dem diese Richtlinien
umgesetzt und der Diskriminierung wirksame Instrumente
entgegengestellt werden. 

Was wird Ihre Partei tun, um Betroffene 
wirkungsvoll vor Diskriminierung zu schützen?

� Werden Sie ein Antidiskriminierungsgesetz schaffen,
das einheitliche Regelungen gegen Diskriminierungen
aufgrund der ethnischen Herkunft, der Nationalität, der
Religion und Weltanschauung, einer Behinderung, des
Alters, der sexuellen Identität und des Geschlechts in
der Arbeitswelt, im Zivilrecht und im staatlichen Bereich
vorsieht? 
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4. Bleiberecht für 
langjährig Geduldete

Rund 200.000 Menschen leben seit vielen Jahren ohne 
eine sichere Aufenthaltsperspektive in Deutschland. 
Mit dem Zuwanderungsgesetz sollten Kettenduldungen 
abgeschafft werden. In der Praxis zeigt sich, dass dieses
Ziel nicht annährend erreicht wird. Die unzureichenden 
Gesetzesformulierungen werden von den Innenministe-
rien und den Ausländerbehörden durch eine restriktive 
Auslegung nochmals verschärft. Selbst Jugendliche und 
Kinder, die in Deutschland aufgewachsen sind, haben 
kaum Chancen, ein Aufenthaltsrecht zu erreichen. 

Darüber hinaus führt die restriktive Auslegung der Be-
schäftigungsverfahrensverordnung und die Zuständig-
keit der Ausländerbehörde im »One-Stop-Government«
dazu, dass viele Geduldete im Zuge der Umsetzung des 
Zuwanderungsgesetzes ihren Arbeitsplatz verloren haben; 
Jugendliche können keinen Ausbildungsplatz antreten. 
Die Betroffenen werden zu Lasten der Kommunen in die 
Sozialsysteme gedrängt. 

Was wollen Sie zur Verbesserung der Situation
langjährig Geduldeter tun?

� Treten Sie für eine großzügige Bleiberechtsregelung 
für langjährig Geduldete ein?

� Welche Kriterien werden Sie an eine Bleiberechts-
regelung anlegen?

� Werden Sie den Zugang zum Arbeitsmarkt für Geduldete
verbessern und die Beschäftigungsverfahrensverord-
nung so verändern, dass jugendlichen Geduldeten ein
unbeschränkter Arbeitsmarktzugang gewährt wird?

� Werden Sie den Übergang von der Duldung zur Auf-
enthaltserlaubnis im Aufenthaltsgesetz erleichtern, um
Kettenduldungen zukünftig zu verhindern?
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3. Ablehnung von Muslimen
Mehr als drei Millionen Muslime leben in Deutschland.
Neueren Untersuchungen zufolge sind etwa zwei Drittel 
aller Nicht-Muslime in der Bundesrepublik der Auffassung,
die muslimische Kultur passe nicht in die westliche Welt.
Große Teile der nicht-muslimischen Bevölkerung bringen
den Islam unmittelbar mit Terror in Verbindung und halten
Muslime für fanatisch und radikal. Diese Wahrnehmungen
stehen in krassem Gegensatz zur Realität. Die große Mehr-
heit der Muslime in Deutschland wird von Gesellschaft,
Staat und Politik zu Unrecht für wenige gewaltbereite 
Islamisten in Haftung genommen. 

Welche Angebote halten Sie für sinnvoll 
und erforderlich, um die Integration von 
Muslimen zu fördern?

� Welche Maßnahmen halten Sie für geeignet, um der 
gesellschaftlichen Ablehnung von Muslimen entgegen-
zuwirken?

� Wer sind Ihrer Meinung nach auf muslimischer Seite
mögliche Ansprechpartner für einen integrations-
orientierten Dialog?

� Werden Sie sich im Rahmen der auf Bundesebene 
gegebenen Möglichkeiten dafür einsetzen, dass musli-
mischen Schülerinnen und Schülern ein bekenntnis-
orientierter Religionsunterricht angeboten und die 
Ausbildung von Lehrkräften und Imamen an deutschen
Hochschulen intensiviert wird? 

� Welche Maßnahmen halten Sie für geeignet, um die 
Teilnahme von muslimischen Schülern und Schülerinnen
an Schulfreizeiten sowie am Sport-, Schwimm- und 
Sexualkundeunterricht zu gewährleisten? 

� Halten Sie die Einschränkung von Grundrechten 
gegenüber Muslimen als Reaktion auf Terroranschläge
für angemessen?



Was wollen Sie tun, damit Deutschland und 
die Europäische Union ihrer Verantwortung für 
den Schutz von Flüchtlingen gerecht werden? 

� Wie steht Ihre Partei zu den Bestrebungen, den Flücht-
lingsschutz durch die Einführung EU-weiter Drittstaa-
tenregelungen und die Einrichtung von »Asyllagern«
außerhalb der EU auszulagern? 

� Muss nach Ansicht Ihrer Partei das Zuständigkeits-
system der sogenannten Dublin II-Verordnung reformiert
werden? 

� Sind Sie der Auffassung, dass traumatisierte Flücht-
linge nicht an andere EU-Staaten überstellt werden 
dürfen, wenn dort keine Behandlungsmöglichkeiten 
existieren? 

� Welche Schritte sieht Ihre Partei vor, um die derzeitige
Widerrufspraxis des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge einzudämmen?

� Wie können die Anerkennungsverfahren beim Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge verbessert werden,
damit Schutzbedürftige Schutz finden?
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5. Flüchtlingsschutz
Weltweit sind laut UNHCR 19,2 Millionen Menschen auf 
der Flucht oder in flüchtlingsähnlichen Situationen. Doch 
die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland und in ganz 
Europa ist auf einem historischen Tiefstand. Immer besse-
re Abschottungsmechanismen hindern Flüchtlinge am 
Betreten der Europäischen Union. Nun wird auf EU-Ebene 
die Einführung von Flüchtlingslagern außerhalb der EU 
vorbereitet. Damit würde das System des weltweiten
Flüchtlingsschutzes, das auf der Genfer Flüchtlingskon-
vention basiert, zusammenbrechen. 

In Deutschland werden immer weniger Asylsuchende 
(2004 nur 2.067 Menschen) anerkannt. Rund 20 Prozent 
aller Asylanträge werden nicht mehr inhaltlich geprüft. 
Es wird stattdessen auf die Zuständigkeit eines anderen 
EU-Staates verwiesen (Entscheidungen nach der so-
genannten Dublin II-Verordnung).

Der niedrigen Anerkennungsquote steht eine rapide an-
gestiegene Zahl von Widerrufsfällen gegenüber. Im Jahr
2004 wurde über 15.000 bereits anerkannten Flüchtlingen,
z.B. aus dem Kosovo, Afghanistan oder dem Irak, der 
Flüchtlingsstatus wieder entzogen, obwohl die Schutz-
bedürftigkeit fortbesteht.
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7. Irregulärer Aufenthalt
Mehr als eine Million Menschen leben ohne Papiere und
ohne Aufenthaltsstatus in Deutschland. Dazu gehören 
Menschen, die aufgrund des restriktiven Asyl- und Aus-
länderrechtes in die Illegalität gedrängt worden sind und
Opfer von Menschenhandel, die zur Ausbeutung ihrer 
Arbeitskraft nach Deutschland gebracht wurden. Ihnen
wird der Zugang zu Bildung, medizinischer Versorgung und
den sozialen Sicherungssystemen verwehrt. Sie haben
kaum eine Chance, ihre Lohnansprüche und Schutzrechte
gegenüber dem Arbeitgeber durchzusetzen. Wer illegali-
sierten Menschen hilft, kann sich strafbar machen. 

Was werden Sie tun, um die Situation 
von Menschen mit irregulärem Aufenthalt 
zu verbessern? 

� Wie bewerten Sie die Ergebnisse von Legalisierungen 
in anderen europäischen Ländern und halten Sie diese
Maßnahmen für übertragbar?

� Was wollen Sie tun, um für Menschen ohne Papiere 
den Zugang zu Bildung, medizinischer Versorgung und
sozialen Mindestrechten zu ermöglichen?

� Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass Irreguläre
ihre Lohnansprüche und andere Schutzrechte vor 
Gericht effektiv einklagen können? 

� Mit welchen Maßnahmen wollen Sie ausbeuterische 
Arbeitsverhältnisse bekämpfen? Halten Sie die Aus-
weitung der Arbeitgeber- und Auftraggeberhaftung für
notwendig?

� Werden Sie dafür sorgen, dass Personen und Organi-
sationen, die sich aus humanitären Gründen um 
Menschen ohne Papiere kümmern, straffrei bleiben?
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6. Abschiebungspolitik
Aufgrund der restriktiven Asylpraxis der vergangenen 
Jahre wurde eine Vielzahl von Schutzbedürftigen im 
Asylverfahren nicht anerkannt. Trotz der gravierenden 
Sicherheitsprobleme in den Herkunftsländern drängen
Innenminister auf Abschiebungen in Länder wie Irak, 
Afghanistan, Togo oder in den Kosovo.

Auch individuelle Gesichtspunkte – wie Krankheit, Trau-
matisierung oder familiäre Gründe – schützen heute kaum 
noch vor der Abschiebung. Bei der Durchsetzung der 
Abschiebung wird das Mittel der bis zu 1 1/2 Jahre andau-
ernden Abschiebungshaft exzessiv angewendet. Sogar
Minderjährige sind hiervon betroffen.

Sind aus Sicht Ihrer Partei Abschiebungen 
in Krisengebiete wie Afghanistan, Irak, Kosovo 
und Togo vertretbar?

� Werden Sie traumatisierte und kranke Menschen 
besser als bisher vor der Abschiebung schützen?

� Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, Familientrennun-
gen durch Abschiebungen rechtlich zu unterbinden?

� Treten Sie dafür ein, die Rechtsgrundlagen der Ab-
schiebungshaft zu reformieren und die Anordnung von
Abschiebungshaft gegenüber Minderjährigen im Auf-
enthaltsgesetz generell zu verbieten?
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� Wie steht Ihre Partei zu Forderungen, den Ehegatten-
nachzug zu Ausländern erst ab dem 21. Lebensjahr und
nur unter der Voraussetzung von Sprachkenntnissen 
zuzulassen? Sind diese Forderungen aus Ihrer Sicht 
mit dem Grundgesetz und internationalen Menschen-
rechtsabkommen vereinbar?

� Welche Qualifizierungsmaßnahmen sollen im Rahmen
eines bundesweiten Integrationsprogramms entwickelt
werden? 

� Wird Ihre Partei Maßnahmen ergreifen, um Kinder, 
die zweisprachig in Deutschland aufwachsen, schulisch
und außerschulisch zu fördern und sich dafür einsetzen,
die Bildungschancen von Migrantenkindern durch den
interkulturellen Umbau der Schulen zu erhöhen? 

� Was wollen Sie tun, um Migranten den Zugang zu be-
ruflicher Aus- und Fortbildung zu erleichtern und somit
ihre Integrationschancen auf dem Arbeitsmarkt zu 
verbessern? 

� Wie wollen Sie die interkulturelle Öffnung von Behörden
und Verwaltung vorantreiben?
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8. Integration
Integration bedeutet gleichberechtigte Teilhabe aller 
am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben. Sie erfordert gleichermaßen Anstren-
gungen von den eingewanderten Menschen und von der
Aufnahmegesellschaft. Effektive Integrationskonzepte 
dürfen sich nicht auf den Spracherwerb beschränken. 
Eine zukunftsfähige Gesellschaft kann es sich nicht leisten,
auf die Fähigkeiten und Ressourcen von Migranten, Flücht-
lingen und anderen Minderheiten zu verzichten. Neben 
der Freiheit von Diskriminierung und einem gesicherten 
Aufenthalt sind politische Partizipationsrechte, der gleich-
berechtigte Zugang zu Bildung und Beschäftigung und 
der Schutz von Ehe und Familie Grundvoraussetzungen 
der Integration. 

Welche Maßnahmen halten Sie für notwendig, 
um in der Politik und der Gesellschaft sowie im 
Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt 
Integration zu ermöglichen? 

� Treten Sie für eine Verfassungsänderung ein, damit 
alle rechtmäßig in Deutschland lebenden Migranten das 
aktive und passive kommunale Wahlrecht ausüben 
können?

� Halten Sie die generelle Hinnahme der doppelten 
Staatsbürgerschaft für ein geeignetes Mittel, um die 
Integration zu erleichtern?

� Welches Verfahren halten Sie für geeignet, um ehe-
maligen Deutschen (bei automatischem Verlust der 
deutschen durch die Annahme einer anderen Staatsan-
gehörigkeit) die Wiedereinbürgerung zu ermöglichen?
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10. Erweiterung der 
Europäischen Union

Am 1. Mai 2004 wurden 10 neue Mitgliedstaaten in die 
Europäische Union aufgenommen, deren vollständige 
Integration noch nicht abgeschlossen ist. Aufgrund beste-
hender Verträge sollen Rumänien und Bulgarien im Jahre
2007 der Europäischen Union beitreten. Am 3. Oktober 2005
sollen vereinbarungsgemäß die Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei und zu einem noch unbestimmten Datum 
mit Kroatien aufgenommen werden. 

Die Grundvoraussetzung der Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union ist die Erfüllung der Kopenhagener Krite-
rien. Der in der Türkei eingeleitete Reformprozess ist 
im Bereich der Menschenrechte noch lange nicht abge-
schlossen. Die Verhandlungen müssen dazu beitragen, 
die nach wie vor besorgniserregende Menschenrechts-
lage zu verbessern.

Wie beurteilen Sie gegenwärtig die menschen-
rechtliche Situation in den Ländern, deren 
Beitritt zur Europäischen Union für das Jahr 2007

vorgesehen ist und in den Kandidatenländern 
Türkei und Kroatien?  

� Mit welchen Perspektiven sollen am 3. Oktober 2005 
die Beitrittsverhandlungen der Europäischen Union mit
der Türkei aufgenommen werden? Gibt es aus Sicht 
Ihrer Partei über die Erfüllung der Kopenhagener Krite-
rien hinaus weitere Anforderungen, die auf dem Weg 
der Türkei zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union
erfüllt werden müssen? 
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9. Einwanderung gestalten
Der von der Diskussion um das Zuwanderungsgesetz 
ausgegangene Reformimpuls, Einwanderung zu ermög-
lichen und zu gestalten, ist weitgehend zum Erliegen 
gekommen. Die Verhinderung von Migration ist in einer 
globalisierten Welt kein zukunftsweisender Ansatz. 
Globale Migration findet statt und muss gestaltet werden. 
In Deutschland ist allein schon aus demografischen Grün-
den eine Neuorientierung in der Einwanderungspolitik
vonnöten. Fragen der Sicherung der Renten, der Gesund-
heitspolitik und der Finanzierung der Sozialsysteme stehen
in unmittelbarem Zusammenhang mit der schwierigen 
demografischen Struktur unserer Gesellschaft. 

Kann Einwanderung nach Ihrer Auffassung dazu 
beitragen, die demografische und wirtschaftliche
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 
günstig zu beeinflussen? 

� Ist Ihre Partei der Auffassung, dass zur sinnvollen 
Steuerung der Einwanderung in die Bundesrepublik
Deutschland über das am 1. Januar 2005 in Kraft 
getretene Zuwanderungsgesetz hinaus gesetzliche 
Regelungen auf nationaler Ebene erforderlich sind?

� Halten Sie die Schaffung von Gemeinschaftsregelun-
gen über die Zulassung von arbeitsmarktorientierter 
Einwanderung auf europäischer Ebene für sinnvoll 
und auf welchen Feldern sollte eine Harmonisierung 
angestrebt werden?
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� Wie beurteilen sie gegenwärtig die Menschenrechts-
situation, insbesondere die Lage der Minderheiten 
in der Türkei? Welche Konsequenzen hieraus sind Ihrer
Auffassung nach für türkeistämmige Asylbewerber 
zu ziehen, die in Deutschland und anderen EU-Staaten
Schutz beantragen? 

� Wie beurteilen Sie aktuell die Lage der Minderheiten,
insbesondere der Roma in Rumänien und Bulgarien?

� Welchen Stellenwert räumen Sie in den Beitrittsver-
handlungen den bisher nicht ausreichenden Rechten auf
Kollektivverhandlungen und dem Streikrecht sowie den
Gestaltungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten der Sozial-
partner und den Verbänden der Zivilgesellschaft ein?

� Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, die Übergangs-
fristen für die Dienstleistungsfreiheit und Arbeitnehmer-
freizügigkeit von Angehörigen der neuen EU-Mitglied-
staaten aufzuheben?

Wir treten für eine zukunftsfähige, weltoffene, 

demokratische und plurale Gesellschaft ein, die

� Minderheiten nicht benachteiligt,

� Flüchtlinge schützt, 

� Migration gestaltet und 

� Partizipation ermöglicht. 

Wir erwarten von dem zukünftigen Bundestag und 

der Bundesregierung eine Politik, die diesen Zielen 

verpflichtet ist.
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